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KURZE BEGRÜNDUNG

Der Berichterstatter begrüßt das Ziel der vorgeschlagenen Verordnung, den EU-Haushalt vor 
generellen Mängeln in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip in einem Mitgliedstaat zu schützen, 
die die wirtschaftliche Haushaltsführung oder den Schutz der finanziellen Interessen der 
Union beeinträchtigen oder zu beeinträchtigen drohen. Er teilt die Auffassung der 
Kommission, dass ein eindeutiger Zusammenhang zwischen der Wahrung des 
Rechtsstaatsprinzips und einer wirksamen Ausführung des Haushaltsplans der Union im 
Einklang mit den Grundsätzen der wirtschaftlichen Haushaltsführung besteht. Er erkennt 
ferner an, dass die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der Justiz unerlässlich sind, um die 
Achtung des Rechtsstaatsprinzips zu gewährleisten. Gleichzeitig vertritt er die Auffassung, 
dass bei dem vorgeschlagenen Verfahren der Kommission ein zu großer Ermessensspielraum 
eingeräumt wird. Insbesondere sind die Kriterien für die Auslösung des Verfahrens und für 
die qualitative Prüfung nicht eindeutig festgelegt, ebenso wenig die Kriterien für die Auswahl 
und den Umfang der Maßnahmen, und die Kommission könnte letztlich frei entscheiden, ob 
sie eine Maßnahme anwendet, welche Maßnahme angewandt werden soll und ob eine solche 
Maßnahme später aufgehoben werden kann. Dies ist umso eher möglich, als der Vorschlag 
der Kommission als angenommen gelten würde, wenn ihn der Rat nicht mit qualifizierter 
Mehrheit innerhalb eines Monats ablehnt (Verfahren der umgekehrten qualifizierten 
Mehrheit). Überdies fehlt es dem vorgeschlagenen Verfahren an einer Rechtsgrundlage 
(Artikel 322 AEUV, auf den sich der Vorschlag stützt, würde nicht ausreichen). Er erscheint 
auch als unverhältnismäßig, insbesondere im Vergleich zu Artikel 7 EUV, der sich auf 
ähnliche Fälle von Mängeln in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip beziehen kann und der je 
nach den Umständen eine Vierfünftelmehrheit im Rat und Einstimmigkeit im Europäischen 
Rat erfordert. Daher schlägt der Berichterstatter ein anderes Verfahren vor. Der 
Berichterstatter kritisiert es auch, dass während der Vorbereitung der vorgeschlagenen 
Verordnung keine Konsultation spezifischer Interessenträger und keine Folgenabschätzung 
stattfand. Insbesondere ist in dem Vorschlag vorgesehen, dass in direkter und indirekter 
Mittelverwaltung gemäß Artikel 62 Buchstaben a und c der Haushaltsordnung Maßnahmen 
nur angenommen werden können, wenn es sich bei dem Empfänger um eine staatliche 
Einrichtung handelt. Ist diese Bedingung nicht erfüllt, so kann die fragliche Finanzierung 
durch die Union nicht Gegenstand einer der in der vorgeschlagenen Verordnung genannten 
Maßnahmen sein. Ohne eine Folgenabschätzung, in der geklärt wird, wie viel vom Haushalt 
der Union außerhalb des Schutzes des vorgeschlagenen Verfahrens verbleiben würde, fällt es 
schwer, seinen potenziellen Nutzen zu ermitteln. Der Berichterstatter stellt sich auch die 
Frage, warum der Vorschlag keinerlei Verpflichtung für die Kommission enthält, die 
Möglichkeit zu prüfen, Maßnahmen auf eigene Initiative aufzuheben, und über die
Anwendung der vorgeschlagenen Verordnung zu berichten. In Anbetracht dessen schlägt der 
Berichterstatter vor, den Vorschlag wie folgt abzuändern.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für konstitutionelle Fragen ersucht die federführenden Ausschüsse, den 
Haushaltsausschuss und den Haushaltskontrollausschuss, folgende Änderungsanträge zu 
berücksichtigen:
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Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Die Rechtsstaatlichkeit ist einer
der wesentlichen Werte, auf die sich die 
Union gründet. In Artikel 2 des Vertrags 
über die Europäische Union wird daran 
erinnert, dass diese Werte allen 
Mitgliedstaaten gemeinsam sind.

(1) Die Werte, auf die sich die Union 
gründet, sind die Achtung der 
Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, 
Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die 
Wahrung der Menschenrechte 
einschließlich der Rechte der Personen,
die Minderheiten angehören. Gemäß den 
Artikeln 2 und 7 des Vertrags über die 
Europäische Union (EUV) sind die 
Mitgliedstaaten und die Organe der 
Union verpflichtet, diese Werte, die allen 
Mitgliedstaaten in einer Gesellschaft 
gemeinsam sind, die sich durch 
Pluralismus, Nichtdiskriminierung, 
Toleranz, Gerechtigkeit, Solidarität und 
die Gleichheit von Frauen und Männern 
auszeichnet sind, zu achten, zu schützen 
und zu fördern. Unter diesen Werten ist in 
Artikel 2 EUV keinerlei Hierarchie 
vorgesehen.

Begründung

Mit dieser Änderung soll die Erwägung mit der Formulierung von Artikel 2 EUV in Einklang 
gebracht werden.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 1 a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1a) Die Mitgliedstaaten arbeiten in 
angemessener und aufrichtiger Weise 
zusammen, um die im Vertrag über die 
Europäische Union genannten 
Verpflichtungen der Mitgliedschaft in der 
Union anzunehmen.
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Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Rechtsstaatlichkeit bedeutet, dass 
jedwede öffentliche Gewalt innerhalb des 
geltenden Rechts im Einklang mit den 
Werten der Demokratie und der 
Grundrechte unter der Kontrolle 
unabhängiger und unparteiischer Gerichte 
ausgeübt wird. Sie setzt insbesondere 
voraus, dass die Grundsätze der 
Rechtmäßigkeit7,, der Rechtssicherheit8,, 
des Verbots der willkürlichen Ausübung 
von Hoheitsgewalt,9, der 
Gewaltenteilung10, und des wirksamen 
Rechtsschutzes durch unabhängige 
Gerichte11, eingehalten werden12,.

(2) Rechtsstaatlichkeit bedeutet, dass 
jedwede öffentliche Gewalt innerhalb des 
geltenden Rechts im Einklang mit den 
Werten der Demokratie und der 
Grundrechte unter der Kontrolle 
unabhängiger und unparteiischer Gerichte 
ausgeübt wird. Sie setzt insbesondere 
voraus, dass die Grundsätze der 
Rechtmäßigkeit7,, der Rechtssicherheit8,, 
des Verbots der willkürlichen Ausübung 
von Hoheitsgewalt,9, der 
Gewaltenteilung10, und des wirksamen 
Rechtsschutzes durch unabhängige 
Gerichte11, eingehalten werden12,.

_____________________________ _____________________________

7 Urteil des Gerichtshofs vom 29. April 
2004, CAS Succhi di Frutta, C-496/99 
PECLI:EU:C:2004:236, Randnummer 63.

7 Urteil des Gerichtshofs vom 29. April 
2004, CAS Succhi di Frutta, C-496/99 
PECLI:EU:C:2004:236, Randnummer 63.

8 Urteil des Gerichtshofs vom 
12. November 1981, Amministrazione 
delle finanze dello Stato/Srl Meridionale 
Industria Salumi u.a., Ditta Italo Orlandi & 
Figlio und Ditta Vincenzo 
Divella/Amministrazione delle finanze 
dello Stato. Verbundene Rechtssachen 212 
bis 217/80, ECLI:EU:C:1981:270, 
Randnummer 10.

8 Urteil des Gerichtshofs vom 
12. November 1981, Amministrazione 
delle finanze dello Stato/Srl Meridionale 
Industria Salumi u.a., Ditta Italo Orlandi & 
Figlio und Ditta Vincenzo 
Divella/Amministrazione delle finanze 
dello Stato. Verbundene Rechtssachen 212 
bis 217/80, ECLI:EU:C:1981:270, 
Randnummer 10.

9 Urteil des Gerichtshofs vom 
21. September 1989, Hoechst, Verbundene 
Rechtssachen 46/87 und 227/88, 
ECLI:EU:C:1989:337, Randnummer 19.

9 Urteil des Gerichtshofs vom 
21. September 1989, Hoechst, Verbundene 
Rechtssachen 46/87 und 227/88, 
ECLI:EU:C:1989:337, Randnummer 19.

10 Urteil des Gerichtshofs vom 
10. November 2016, Kovalkovas, C 
477/16, ECLI:EU:C:2016:861, 
Randnummer 36, Urteil des Gerichtshofs 
vom 10. November 2016, PPU Poltorak, C 
452/16, ECLI:EU:C:2016:858, 
Randnummer 35,  und Urteil des 
Gerichtshofs vom 22. Dezember 2010, 
DEB, C-279/09, ECLI:EU:C:2010:811, 

10 Urteil des Gerichtshofs vom 
10. November 2016, Kovalkovas, C 
477/16, ECLI:EU:C:2016:861, 
Randnummer 36, Urteil des Gerichtshofs 
vom 10. November 2016, PPU Poltorak, C 
452/16, ECLI:EU:C:2016:858, 
Randnummer 35, und Urteil des 
Gerichtshofs vom 22. Dezember 2010, 
DEB, C-279/09, ECLI:EU:C:2010:811, 
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Randnummer 58. Randnummer 58.

11 Urteil des Gerichtshofs vom 27. Februar 
2018, Associação Sindical dos Juízes 
Portugueses/Tribunal de Contas C-64/16, 
ECLI:EU:C:2018:117, Randnummern 31 
u. 40-41.

11 Urteil des Gerichtshofs vom 27. Februar 
2018, Associação Sindical dos Juízes 
Portugueses/Tribunal de Contas C-64/16, 
ECLI:EU:C:2018:117, Randnummern 31 
u. 40–41; Urteil des Gerichtshofs vom 
25. Juli 2018, LM, C-216/18 PPU, 
ECLI:EU:C:2018:586, Randnummern 
63–67.

12 Mitteilung der Kommission „Ein neuer 
EU-Rahmen zur Stärkung des 
Rechtsstaatsprinzips“, COM(2014) 158 
final, Anhang I.

12 Mitteilung der Kommission „Ein neuer 
EU-Rahmen zur Stärkung des 
Rechtsstaatsprinzips“, COM(2014) 158 
final, Anhang I.

Begründung

Mit dieser Änderung soll die Erwägung mit der jüngsten Rechtsprechung des Gerichtshofs in 
Einklang gebracht werden.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Die Unabhängigkeit der Justiz setzt 
unter anderem voraus, dass das betreffende 
Justizorgan seine justiziellen Aufgaben 
völlig autonom wahrnehmen kann, ohne 
einem hierarchischen Zwang ausgesetzt 
oder einem anderen Organ unterstellt zu 
sein und ohne Befehle oder Anweisungen 
entgegenzunehmen, so dass es gegen 
Eingriffe oder Druck von außen, die das 
unabhängige Urteil seiner Mitglieder 
beeinträchtigen und ihre Entscheidungen 
beeinflussen könnten, geschützt ist. Um 
Unabhängigkeit und Unparteilichkeit zu 
garantieren, bedarf es Regeln insbesondere 
in Bezug auf die Zusammensetzung des 
Organs und die Ernennung, die Amtszeit 
und die Gründe für eine Abweisung oder 
Amtsenthebung seiner Mitglieder, durch 
die jegliche begründete Zweifel in den 
Augen Einzelner an der Unempfänglichkeit 

(7) Die Unabhängigkeit der Justiz setzt 
unter anderem voraus, dass das betreffende 
Justizorgan seine justiziellen Aufgaben
völlig autonom wahrnehmen kann, ohne 
einem hierarchischen Zwang ausgesetzt 
oder einem anderen Organ unterstellt zu 
sein und ohne Befehle oder Anweisungen 
entgegenzunehmen, so dass es gegen 
Eingriffe oder Druck von außen, die das 
unabhängige Urteil seiner Mitglieder 
beeinträchtigen und ihre Entscheidungen 
beeinflussen könnten, geschützt ist. Die 
Unabhängigkeit der Justiz setzt ferner 
voraus, dass in Bezug auf den Gegenstand 
des Verfahrens die gleiche Distanz zu den 
Parteien des Verfahrens und ihren 
jeweiligen Interessen gewahrt wird. 
Dieser Aspekt erfordert Objektivität und 
ferner, dass außer der strikten 
Anwendung des Rechtsstaatsprinzips 
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dieses Organs für äußere Faktoren und 
seiner Neutralität gegenüber den ihm 
vorgebrachten Anliegen ausgeschlossen 
werden.

keinerlei Interessen am Ausgang des 
Verfahrens bestehen. Um Unabhängigkeit 
und Unparteilichkeit zu garantieren, bedarf 
es Regeln insbesondere in Bezug auf die 
Zusammensetzung des Organs und die 
Ernennung, die Amtszeit und die Gründe 
für eine Stimmenthaltung, Abweisung 
oder Amtsenthebung seiner Mitglieder, 
durch die jegliche begründete Zweifel in 
den Augen Einzelner an der 
Unempfänglichkeit dieses Organs für 
äußere Faktoren und seiner Neutralität 
gegenüber den ihm vorgebrachten 
Anliegen ausgeschlossen werden.

(Siehe Änderungsantrag zu Erwägung 7a (neu) des Vorschlags.)

Begründung

Mit dieser Änderung soll die Erwägung mit der jüngsten Rechtsprechung des Gerichtshofs in 
Einklang gebracht werden (siehe insbesondere Rechtssache C-216/18, Randnummern 63–67).

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7 a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7a) Die Anforderung einer 
unabhängigen Justiz bedeutet auch, dass 
die Disziplinarregelung für diejenigen, 
deren Aufgabe es ist, in einem Streitfall 
ein Urteil zu fällen, die Garantien 
enthalten muss, die notwendig sind, um 
jegliches Risiko auszuschließen, dass sie 
als ein System politischer Kontrolle des 
Inhalts gerichtlicher Entscheidungen 
genutzt werden kann. Regeln, in denen 
insbesondere sowohl das Verhalten, das 
einen Disziplinarverstoß darstellt, als 
auch die tatsächlich anwendbaren 
Sanktionen festgelegt sind, die die 
Beteiligung einer unabhängigen Instanz 
nach einem Verfahren vorsehen, das die 
in den Artikeln 47 und 48 der Charta 
verankerten Rechte, insbesondere die 
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Verteidigungsrechte, voll und ganz wahrt, 
und die die Möglichkeit enthalten, 
Entscheidungen der Disziplinarorgane in 
einem Gerichtsverfahren anzufechten, 
bieten Garantien, die wesentliche 
Voraussetzungen für die Unabhängigkeit 
der Justiz sind.

(Siehe Änderungsantrag zu Erwägung 7 des Vorschlags.)

Begründung

Mit dieser Änderung soll die Erwägung mit der jüngsten Rechtsprechung des Gerichtshofs in 
Einklang gebracht werden (siehe insbesondere Rechtssache C-216/18, Randnummern 63–67).

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11 a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11a) Die Kommission sollte in der Lage 
sein, die Rechtsstaatlichkeit in den 
Mitgliedstaaten ständig zu überwachen, 
und es könnte ein EU-Mechanismus für 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die 
Grundrechte eingerichtet werden, wie 
vom Europäischen Parlament in seiner 
Entschließung vom 25. Oktober 20161a

gefordert.

_________

1a Entschließung des Europäischen 
Parlaments vom 25. Oktober 2016 mit 
Empfehlungen an die Kommission zur 
Einrichtung eines EU-Mechanismus für 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die 
Grundrechte (2015/2254(INL)), ABl. 
C 215 vom 19.6.2018, S. 162–177.

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Die Feststellung eines generellen 
Mangels bedarf einer qualitativen Prüfung
seitens der Kommission. Diese Bewertung 
könnte auf Informationen aus allen 
verfügbaren Quellen und von anerkannten 
Institutionen fußen, darunter Urteile des 
Gerichtshofs der Europäischen Union, 
Berichte des Rechnungshofes und 
Schlussfolgerungen und Empfehlungen 
einschlägiger internationaler 
Organisationen und Netze wie des 
Europarats oder der Europäischen Netze 
oberster Gerichtshöfe und Justizräte.

(12) Die Feststellung eines generellen 
Mangels bedarf einer unparteiischen und 
transparenten qualitativen Bewertung
seitens der Kommission. Diese Bewertung 
sollte auf Informationen aus allen 
verfügbaren Quellen und von anerkannten 
Institutionen fußen, darunter die 
Bedingungen und der zeitliche Ablauf der 
Annahme, Umsetzung und Durchsetzung 
der einschlägigen Kapitel des Besitzstands 
durch den Mitgliedstaat, Urteile des 
Gerichtshofs der Europäischen Union, 
Berichte des Rechnungshofes, 
Entschließungen des Europäischen 
Parlaments und Schlussfolgerungen und 
Empfehlungen einschlägiger 
internationaler Organisationen und Netze 
wie des Europarats oder der Europäischen 
Netze oberster Gerichtshöfe und Justizräte.

(Siehe Änderungsanträge zu Artikel 5 Absatz 2 des Vorschlags.)

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14 a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14a) Es ist von wesentlicher Bedeutung, 
dass die berechtigten Interessen der 
Endempfänger und Begünstigten des 
Programms bzw. Fonds, auf das bzw. den 
Maßnahmen abzielen, die im Falle 
genereller Mängel getroffen werden, 
angemessen gewahrt werden, und sie 
sollten nicht durch Regelverstöße 
beeinträchtigt werden, für die sie nicht 
verantwortlich sind. Die Kommission 
sollte, wenn sie solche Maßnahmen 
vorschlägt, die potenziellen 
Auswirkungen auf Endempfänger und 
Begünstigte berücksichtigen und die 
Einhaltung der rechtlichen Verpflichtung 
der Mitgliedstaaten, nach der Annahme 
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von Maßnahmen durch die Kommission 
gemäß dieser Verordnung die Zahlungen 
fortzusetzen, aktiv überwachen. Im Falle 
eines Verstoßes durch einen Mitgliedstaat 
sollte die Kommission die Endempfänger 
oder Begünstigten über ihre Rechte 
informieren.

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14 b (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14b) Bevor sie konkrete Maßnahmen 
vorschlägt, sollte die Kommission 
verpflichtet sein, die möglichen
finanziellen Auswirkungen solcher 
Maßnahmen auf den nationalen Haushalt 
des betreffenden Mitgliedstaats zu prüfen 
und dabei die Grundsätze der 
Verhältnismäßigkeit und 
Diskriminierungsfreiheit gebührend zu 
berücksichtigen.

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 15

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(15) Im Interesse der Gewährleistung 
einer einheitlichen Anwendung dieser 
Verordnung und angesichts der Bedeutung 
der finanziellen Folgen von Maßnahmen 
gemäß dieser Verordnung sollte die 
Befugnis zur Anwendung dem Rat 
übertragen werden, der auf der 
Grundlage eines Vorschlags der 
Kommission tätig wird. Um die Annahme 
der für den Schutz der finanziellen 
Interessen der Union erforderlichen 
Beschlüsse zu erleichtern, sollten diese 
mit umgekehrter qualifizierter Mehrheit 

(15) Im Interesse der Gewährleistung 
einer einheitlichen Anwendung dieser 
Verordnung und angesichts der Bedeutung 
der finanziellen Folgen von Maßnahmen 
gemäß dieser Verordnung sollten der 
Kommission Durchführungsbefugnisse 
übertragen werden. 
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gefasst werden.

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 15 a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(15a) Mit Blick auf ihre Auswirkungen 
auf den Haushalt der Union sollten 
Maßnahmen, die gemäß dieser 
Verordnung verhängt werden, erst in 
Kraft treten, nachdem das Europäische 
Parlament und der Rat eine 
Mittelübertragung in Höhe des Wertes der 
getroffenen Maßnahmen auf eine 
Haushaltsreserve gebilligt haben. Um 
einen schnellen Beschluss über die 
Maßnahmen zu gewährleisten, die zum 
Schutz der finanziellen Interessen der 
Union erforderlich sind, sollten solche 
Mittelübertragungen als angenommen 
gelten, sofern nicht das Europäische 
Parlament oder der Rat – Letzterer mit 
qualifizierter Mehrheit – innerhalb einer 
festgelegten Frist beschließt, sie zu 
ändern oder abzulehnen.

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 16

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(16) Bevor die Kommission eine 
Maßnahme gemäß dieser Verordnung 
vorschlägt, sollte sie dem betreffenden 
Mitgliedstaat mitteilen, warum sie der 
Auffassung ist, dass in diesem 
Mitgliedstaat möglicherweise ein 
genereller Mangel in Bezug auf das 
Rechtsstaatsprinzip vorliegt. Dem 
Mitgliedstaat sollte erlaubt werden, 
Stellung zu nehmen. Die Kommission und 
der Rat sollten diese Stellungnahme 

(16) Bevor die Kommission eine 
Maßnahme gemäß dieser Verordnung 
vorschlägt, sollte sie dem betreffenden 
Mitgliedstaat mitteilen, warum sie der 
Auffassung ist, dass in diesem 
Mitgliedstaat möglicherweise ein 
genereller Mangel in Bezug auf das 
Rechtsstaatsprinzip vorliegt. Die 
Kommission sollte das Europäische 
Parlament und den Rat umgehend über 
die Mitteilung und ihren Inhalt 
unterrichten. Dem betroffenen
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berücksichtigen. Mitgliedstaat sollte erlaubt werden, 
Stellung zu nehmen. Die Kommission 
sollte diese Stellungnahme 
berücksichtigen.

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 17

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(17) Der Rat sollte Maßnahmen mit 
aussetzender Wirkung auf Vorschlag der 
Kommission aufheben, wenn die Lage, die 
zur Verhängung der Maßnahmen geführt 
hat, in ausreichendem Maße bereinigt 
wurde.

(17) Die Kommission sollte Maßnahmen 
mit aussetzender Wirkung aufheben und 
dem Europäischen Parlament und dem 
Rat einen Vorschlag übermitteln, die für 
die betreffenden Maßnahmen in die 
Haushaltsreserve eingestellten Mittel ganz 
oder teilweise freizugeben, wenn die Lage, 
die zur Verhängung der Maßnahmen 
geführt hat, in ausreichendem Maße 
bereinigt wurde.

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 18

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18) Die Kommission sollte das 
Europäische Parlament unterrichten, 
wenn Maßnahmen gemäß dieser 
Verordnung vorgeschlagen und 
angenommen werden —

entfällt

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) „Rechtsstaatsprinzip“ einen der in 
Artikel 2 des Vertrags über die 
Europäische Union verankerten Werte auf

a) „Rechtsstaatsprinzip“ gilt in Bezug 
auf die in Artikel 2 des Vertrags über die 
Europäische Union und in den Kriterien 
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die sich die Union gründet und der in sich
die Grundsätze der Rechtmäßigkeit, die 
gleichbedeutend ist mit einem 
transparenten, rechenschaftspflichtigen, 
demokratischen und pluralistischen 
Gesetzgebungsprozess, der 
Rechtssicherheit, des Verbots der 
willkürlichen Ausübung von 
Hoheitsgewalt, des wirksamen 
Rechtsschutzes einschließlich des Schutzes 
der Grundrechte durch eine unabhängige 
Gerichtsbarkeit, der Gewaltenteilung und 
der Gleichheit vor dem Gesetz vereint;

für die Mitgliedschaft in der Union gemäß 
Artikel 49 des Vertrags verankerten 
Werte; hierzu zählen die Grundsätze der 
Rechtmäßigkeit, die gleichbedeutend ist 
mit einem transparenten, 
rechenschaftspflichtigen, demokratischen 
und pluralistischen Gesetzgebungsprozess, 
der Rechtssicherheit, des Verbots der 
willkürlichen Ausübung von 
Hoheitsgewalt, des wirksamen 
Rechtsschutzes einschließlich des Schutzes 
der Grundrechte durch eine unabhängige 
und unparteiische Gerichtsbarkeit, der 
Gewaltenteilung und der Gleichheit vor 
dem Gesetz;

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 2a

Überwachung

Die Kommission überwacht und bewertet 
ständig die ordnungsgemäße Anwendung 
des Unionsrechts und die Achtung des 
Rechtsstaatsprinzips.

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Überschrift

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Maßnahmen Voraussetzungen für den Schutz des 
Haushalts der Union

(Siehe Änderungsanträge zu den Artikeln 3, 4 und 5 des Vorschlags.)

Begründung

Der Titel dieses Artikels sollte mit seinem tatsächlichen Inhalt in Einklang gebracht werden.
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Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe f

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

f) die wirksame und rechtzeitige 
Zusammenarbeit mit dem Europäischen 
Amt für Betrugsbekämpfung und der 
Europäischen Staatsanwaltschaft bei ihren 
Untersuchungs-, Ermittlungs- und 
Strafverfolgungstätigkeiten gemäß ihren 
rechtlichen Grundlagen und nach dem 
Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit.

f) die wirksame und rechtzeitige 
Zusammenarbeit mit dem Europäischen 
Amt für Betrugsbekämpfung und,
vorbehaltlich der Beteiligung des 
betreffenden Mitgliedstaats, mit der 
Europäischen Staatsanwaltschaft bei ihren 
Untersuchungs-, Ermittlungs- und 
Strafverfolgungstätigkeiten gemäß ihren 
rechtlichen Grundlagen und nach dem 
Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit.

Begründung

Nicht alle Mitgliedstaaten nehmen an der Zusammenarbeit der Europäischen 
Staatsanwaltschaft teil.

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2 – Buchstabe c a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ca) die Gefährdung der Fähigkeit 
eines Mitgliedstaats, die mit der 
Mitgliedschaft in der Union 
einhergehenden Verpflichtungen zu 
erfüllen, einschließlich der Fähigkeit, die 
den gemeinsamen Besitzstand bildenden 
Regeln, Normen und politischen 
Vorgaben wirksam umzusetzen.

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Überschrift
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Inhalt der Maßnahmen Maßnahmen zum Schutz des Haushalts 
der Union

(Siehe Änderungsanträge zu den Artikeln 3, 4 und 5 des Vorschlags.)

Begründung

Der Titel dieses Artikels sollte mit seinem tatsächlichen Inhalt in Einklang gebracht werden. 

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Eine oder mehrere der folgenden 
geeigneten Maßnahmen können
angenommen werden,

1. Sofern die Voraussetzungen nach 
Artikel 3 erfüllt sind, können eine oder 
mehrere der folgenden geeigneten 
Maßnahmen angenommen werden,

(Siehe Änderungsanträge zu den Artikeln 3 und 5 des Vorschlags.)

Begründung

Es sollte genauer formuliert werden.

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe a – Unterabsatz 2 a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2a) gegebenenfalls eine Aussetzung 
der indirekten Mittelverwaltung und 
stattdessen die Ausführung in direkter 
Mittelverwaltung;

Begründung

Mit diesem Änderungsantrag wird eine zusätzliche Maßnahme zum Schutz des Haushalts der 
Union vorgeschlagen.
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Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Soweit in dem Beschluss zur 
Annahme der Maßnahmen nichts anderes 
bestimmt wird, beeinträchtigt die 
Verhängung geeigneter Maßnahmen
nicht die Pflicht der staatlichen 
Einrichtungen, auf die in Absatz 1 
Buchstabe a verwiesen wird, oder der 
Mitgliedstaaten, auf die in Absatz 1 
Buchstabe b verwiesen wird, das von der 
Maßnahme betroffene Programm oder den 
von der Maßnahme betroffenen Fonds
auszuführen und insbesondere Zahlungen 
an Endempfänger oder Begünstigte zu 
tätigen.

2. Die Verhängung der in Absatz 1 
genannten geeigneten Maßnahmen 
beeinträchtigt nicht die Pflicht der 
staatlichen Einrichtungen, auf die in 
Absatz 1 Buchstabe a verwiesen wird, oder 
der Mitgliedstaaten, auf die in Absatz 1 
Buchstabe b verwiesen wird, das von der 
Maßnahme betroffene Programm oder den 
von der Maßnahme betroffenen Fonds 
auszuführen und insbesondere Zahlungen 
an Endempfänger oder Begünstigte zu 
tätigen. Die Kommission überwacht aktiv, 
ob die rechtlichen Ansprüche der 
Endempfänger und Begünstigten gewahrt 
sind. Stellt die Kommission fest, dass der 
Mitgliedstaat nachweislich seiner 
Verpflichtung zur Sicherung der 
Zahlungen und zum Schutz der 
berechtigten Interessen der 
Endempfänger oder Begünstigten nicht 
nachkommt, so trifft sie alle geeigneten 
Maßnahmen, um diese Empfänger oder 
Begünstigten bei der Durchsetzung ihrer 
Ansprüche zu unterstützen. Artikel 68 
Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EU, Euratom) XXXX (Dachverordnung) 
gilt nicht.

(Siehe Änderungsanträge zu den Artikeln 3 und 5 des Vorschlags.)

Begründung

In seiner Entschließung vom 14. März 2018 zum nächsten MFR wies das Parlament darauf 
hin, „dass diejenigen, denen der Haushalt letztendlich zugutekommt, in keinem Fall durch 
Regelverstöße beeinträchtigt werden dürfen, für die sie nicht verantwortlich sind“ (siehe 
Ziffer 119). Artikel 68 Absatz 1 Buchstabe b der Dachverordnung (COM(2018)0375) –
wonach die Verpflichtung der nationalen Verwaltungsbehörde, die Zahlung an den 
Begünstigten sicherzustellen, von der Verfügbarkeit der Förderung abhängt – sollte daher für 
diesen Fall nicht gelten.
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Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Die ergriffenen Maßnahmen 
müssen in einem angemessenen Verhältnis 
zu Art, Schwere und Umfang des 
generellen Mangels in Bezug auf das 
Rechtsprinzip stehen. Sie gelten soweit 
möglich den Handlungen der Union, die 
durch diesen Mangel tatsächlich oder 
möglicherweise beeinträchtigt werden.

3. Die ergriffenen Maßnahmen 
müssen in einem angemessenen Verhältnis 
zu Art, Schwere, Dauer und Umfang des 
generellen Mangels in Bezug auf das 
Rechtsprinzip stehen. Sie gelten soweit 
möglich den Handlungen der Union, die 
durch diesen Mangel tatsächlich oder 
möglicherweise beeinträchtigt werden.

Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Liegen nach Auffassung der 
Kommission hinreichende Gründe für die 
Feststellung vor, dass die Voraussetzungen 
des Artikels 3 erfüllt sind, teilt sie dies dem 
betreffenden Mitgliedstaat schriftlich mit 
und legt die Gründe dar, aus denen sie zu 
dieser Feststellung gelangt ist.

1. Liegen der Kommission 
hinreichende Gründe für die Feststellung 
vor, dass die Voraussetzungen des 
Artikels 3 erfüllt sind, teilt sie dies dem 
betreffenden Mitgliedstaat schriftlich mit 
und legt die Gründe dar, aus denen sie zu 
dieser Feststellung gelangt ist. Die 
Kommission unterrichtet das Europäische 
Parlament und den Rat umgehend über 
diese Mitteilung und deren Inhalt.

Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Dabei berücksichtigt die 
Kommission sämtliche sachdienlichen 
Informationen einschließlich Urteile des 
Gerichtshofs der Europäischen Union, 
Berichte des Rechnungshofes und 
Schlussfolgerungen und Empfehlungen 
einschlägiger internationaler 
Organisationen.

2. Bevor sie auf eine schriftliche 
Mitteilung gemäß Absatz 1 zurückgreift,
berücksichtigt die Kommission sämtliche 
sachdienlichen Informationen 
einschließlich Voraussetzungen und 
zeitlicher Ablauf der Annahme, 
Umsetzung und Durchsetzung der 
einschlägigen Kapitel des Besitzstands 
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durch den Mitgliedstaat, sofern 
verfügbar, Urteile des Gerichtshofs der 
Europäischen Union, Berichte des 
Rechnungshofes und Entschließungen des 
Europäischen Parlaments. Ferner 
berücksichtigt sie Schlussfolgerungen und 
Empfehlungen einschlägiger 
internationaler Organisationen, 
insbesondere:

i) die Liste der Kriterien der 
Rechtsstaatlichkeit der Venedig-
Kommission,

ii) die Empfehlung des Europarates 
CM/Rec (2010)12 zur Unabhängigkeit, 
Effizienz und Verantwortung von 
Richtern („Judges: independence, 
efficiency and responsibilities“),

iii) den Bericht der Venedig-
Kommission über die Unabhängigkeit der 
Justiz – Teil I: die Unabhängigkeit der 
Richter („Report on the Independence of 
the Judicial System – Part I: The 
Independence of Judges“, CDL-AD 
(2010) 004), 

iv) den Bericht der Venedig-
Kommission über Teil II: die 
Staatsanwaltschaft („Part II: The 
Prosecution Service“, CDL-AD 
(2010)040) und

v) die einschlägigen Bewertungs-
und Compliance-Berichte der 
Staatengruppe des Europarats gegen 
Korruption (GRECO).

Begründung

Durch eindeutigere Angabe der möglichen Quellen könnten die Transparenz, die 
Rückverfolgbarkeit und Überprüfbarkeit des vorgeschlagenen Verfahrens sowie die 
Rechtssicherheit und Willkürfreiheit der der Kommission übertragenen Befugnisse verbessert 
werden. 

Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 4



AD\1169808DE.docx 19/26 PE627.943v02-00

DE

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Der betroffene Mitgliedstaat legt 
sämtliche angeforderten Informationen vor 
und kann binnen der von der Kommission 
angegebenen Frist, die nicht weniger als 
einen Monat ab dem Tag der Mitteilung 
dieser Feststellung betragen darf, Stellung 
nehmen. In seiner Stellungnahme kann der 
Mitgliedstaat die Annahme von 
Abhilfemaßnahmen vorschlagen.

4. Der betroffene Mitgliedstaat legt 
sämtliche angeforderten Informationen vor 
und kann binnen der von der Kommission 
angegebenen Frist, die nicht weniger als 
einen Monat oder mehr als drei Monate ab 
dem Tag der Mitteilung dieser Feststellung 
betragen darf, Stellung nehmen. In seiner 
Stellungnahme kann der Mitgliedstaat die 
Annahme von Abhilfemaßnahmen 
vorschlagen.

Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Bei der Prüfung, ob sie einen 
Vorschlag für einen Beschluss über 
geeignete Maßnahmen vorlegt oder nicht, 
berücksichtigt die Kommission die 
erhaltenen Informationen und die 
Stellungnahmen des betroffenen 
Mitgliedstaats sowie die Angemessenheit 
der gegebenenfalls vorgeschlagenen 
Abhilfemaßnahmen.

5. Bei der Prüfung, ob sie einen 
Beschluss über geeignete Maßnahmen 
annimmt oder nicht, berücksichtigt die 
Kommission die erhaltenen Informationen 
und die Stellungnahmen des betroffenen 
Mitgliedstaats sowie die Angemessenheit 
der gegebenenfalls vorgeschlagenen 
Abhilfemaßnahmen.

Änderungsantrag 29

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6. Gelangt die Kommission zu dem 
Ergebnis, dass ein genereller Mangel in 
Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip vorliegt, 
legt sie dem Rat einen Entwurf für einen 
Beschluss über einen 
Durchführungsrechtsakt mit geeigneten
Maßnahmen vor.

6. Gelangt die Kommission zu dem 
Ergebnis, dass ein genereller Mangel in 
Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip vorliegt, 
nimmt sie im Wege eines 
Durchführungsrechtsakts einen Beschluss 
über die in Artikel 4 genannten
Maßnahmen an.
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Änderungsantrag 30

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 6 a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6a. Zeitgleich mit ihrem Beschluss 
legt die Kommission dem Europäischen 
Parlament und dem Rat einen Vorschlag 
für eine Mittelübertragung in Höhe des 
Betrags, der dem Wert der 
angenommenen Maßnahmen entspricht, 
auf eine Haushaltsreserve vor. 
Abweichend von Artikel 31 Absätze 4 und 
6 der Haushaltsordnung befinden das 
Europäische Parlament und der Rat über 
den Vorschlag für eine Mittelübertragung 
binnen vier Wochen, nachdem dieser bei 
beiden Organen eingegangen ist. Der 
Vorschlag für eine Mittelübertragung gilt 
als angenommen, sofern nicht das 
Parlament mit der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen oder der Rat mit 
qualifizierter Mehrheit beschließt, ihn zu 
ändern oder abzulehnen. Der Beschluss 
tritt in Kraft, wenn weder das 
Europäische Parlament noch der Rat den 
Vorschlag für eine Mittelübertragung 
binnen dieser Frist ablehnen. Ändert das 
Europäische Parlament oder der Rat den 
Vorschlag für eine Mittelübertragung, so 
gilt Artikel 31 Absatz 8 der 
Haushaltsordnung.

Änderungsantrag 31

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 6 b (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6b. In dem gemäß Absatz 6 
vorgelegten Vorschlag sorgt die 
Kommission dafür, dass die rechtmäßigen 
Interessen der Endempfänger oder 
Begünstigten des Programms bzw. Fonds, 
die von der Maßnahme betroffen sind, 
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uneingeschränkt gewahrt werden. Die 
Kommission prüft auch unter 
gebührender Berücksichtigung der 
Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und 
Diskriminierungsfreiheit die möglichen 
finanziellen Auswirkungen einer 
Verringerung der Finanzierung der 
Union auf den nationalen Haushalt des 
betreffenden Mitgliedstaats.

(Siehe Änderungsanträge zu den Artikeln 3 und 4 des Vorschlags.)

Begründung

In seiner Entschließung vom 14. März 2018 zum nächsten MFR wies das Parlament darauf 
hin, „dass diejenigen, denen der Haushalt letztendlich zugutekommt, in keinem Fall durch 
Regelverstöße beeinträchtigt werden dürfen, für die sie nicht verantwortlich sind“, „dass der 
Unionshaushalt nicht das geeignete Instrument ist, um Verstöße gegen Artikel 2 EUV zu 
ahnden,“ und „dass die Mitgliedstaaten finanzielle Konsequenzen unabhängig vom 
Haushaltsvollzug tragen sollten“ (siehe Ziffer 119).

Änderungsantrag 32

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

7. Der Beschluss gilt als vom Rat 
angenommen, es sei denn, dieser 
beschließt binnen eines Monats nach 
Annahme des Vorschlags durch die 
Kommission mit qualifizierter Mehrheit, 
ihn abzuweisen.

entfällt

(Siehe Änderungsanträge zu Erwägung 15 des Vorschlags.)

Änderungsantrag 33

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

8. Der Rat kann den Vorschlag der 
Kommission mit qualifizierter Mehrheit 
ändern und den geänderten Text als 
Ratsbeschluss erlassen.

entfällt
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Änderungsantrag 34

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Der betroffene Mitgliedstaat kann 
der Kommission jederzeit Beweismittel 
vorlegen, um darzulegen, dass der 
generelle Mangel in Bezug auf das 
Rechtsstaatsprinzip behoben wurde oder 
nicht länger besteht.

1. Der betroffene Mitgliedstaat kann 
der Kommission jederzeit Beweismittel 
vorlegen, um darzulegen, dass der 
generelle Mangel in Bezug auf das 
Rechtsstaatsprinzip in ausreichendem 
Maße behoben wurde oder nicht länger 
besteht.

Änderungsantrag 35

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission prüft daraufhin die Lage 
im betroffenen Mitgliedstaat. Sobald die 
generellen Mängel in Bezug auf das 
Rechtsstaatsprinzip, derentwegen die 
geeigneten Maßnahmen angenommen 
wurden, ganz oder teilweise nicht mehr 
bestehen, legt die Kommission dem Rat 
einen Vorschlag für einen Beschluss zur 
vollständigen oder teilweisen Aufhebung 
dieser Maßnahmen vor. Es gilt das 
Verfahren nach Artikel 5 Absätze 2, 4, 5, 6 
und 7.

Auf Antrag des betroffenen Mitgliedstaats 
oder auf eigene Initiative prüft die 
Kommission daraufhin die Lage in diesem
Mitgliedstaat. Sobald die generellen 
Mängel in Bezug auf das 
Rechtsstaatsprinzip, derentwegen die 
betreffenden Maßnahmen angenommen 
wurden, ganz oder teilweise nicht mehr 
bestehen, fasst die Kommission einen 
Beschluss zur vollständigen oder 
teilweisen Aufhebung dieser Maßnahmen.
Zeitgleich legt die Kommission dem 
Europäischen Parlament und dem Rat 
einen Vorschlag für die vollständige oder 
teilweise Aufhebung der Haushaltsreserve 
gemäß den getroffenen Maßnahmen vor.
Es gilt das Verfahren nach Artikel 5 
Absätze 2, 4, 5, 6, 6a und 6b.

Begründung

Die Kommission sollte ermächtigt werden, auf eigene Initiative zu handeln und nicht nur auf 
Antrag des betroffenen Mitgliedstaats. Ferner sollte genauer formuliert werden.

Änderungsantrag 36
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Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 7 entfällt

Unterrichtung des Europäischen 
Parlaments

Die Kommission unterrichtet das 
Europäische Parlament unverzüglich von 
Maßnahmen, die nach den Artikel 4 oder 
5 vorgeschlagen oder angenommen 
werden.

Änderungsantrag 37

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 7a

Berichterstattung

Die Kommission berichtet dem 
Europäischen Parlament und dem Rat 
spätestens fünf Jahre nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung über deren 
Anwendung, gegebenenfalls insbesondere 
über die Wirksamkeit der getroffenen 
Maßnahmen.

Erforderlichenfalls werden dem Bericht 
geeignete Vorschläge beigefügt.

Änderungsantrag 38

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 8 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten 
Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in 
Kraft. Sie gilt ab dem 1. Januar 2021.

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten 
Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in 
Kraft.
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